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Die rechtshistorische Forschung, die sich
traditionell vorrangig mit den normativen
Grundlagen historischer Gesellschaften be-
fasste, orientiert sich seit einigen Jahren zu-
nehmend an kulturwissenschaftlichen Kon-
zepten.1 Das Recht einer Gesellschaft er-
scheint nicht länger als ein abstraktes Ge-
rüst von Normen, welche durch Judikati-
ve und Exekutive autoritativ gegenüber so-
zialen Verbänden durchgesetzt werden, son-
dern im Sinne einer ‚Rechtskultur’ als integra-
ler Bestandteil sowie charakteristische Her-
vorbringung der Gesellschaft selbst.2 Für die
Rechtsgeschichte gewinnen kulturspezifische
Methoden und Techniken, mit deren Hilfe
Rechtsvorstellungen kommuniziert, etabliert
und realisiert wurden, daher erheblich an Be-
deutung. Zugleich gilt es, den bislang beton-
ten normativen Aspekt gegenüber der Sozial-,
Wirtschafts- und Politikgeschichte zu relati-
vieren, greifen diese Disziplinen doch ver-
stärkt auf Rechtsnomen zurück, um ihre Ana-
lysen an vermeintlich konstante Normen an-
zubinden. Der Spezifität juristischer Quellen
wird dabei häufig genug zu wenig Beachtung
geschenkt.

Der vorliegende Band, der neun Beiträge ei-
nes Kolloquiums der Gesellschaft für Reichs-
kammergerichtsforschung vereint, verfolgt
mithin zwei Ziele; zum einen die Darstellung
differenzierter Formen juristischer Kommuni-
kation im Rahmen gerichtlicher Auseinander-
setzungen, zum anderen die Verdeutlichung
der Eigendynamik des juristischen Diskurses,
der sich einer allzu einfachen Funktionalisie-
rung entzieht. So weist Albrecht Cordes gleich
zu Beginn auf ein schwerwiegendes Missver-
ständnis nichtjuristischer Disziplinen bezüg-
lich der Interpretation überlieferter Gerichts-
urteile hin. Diese stellen eben keine einfache
Anwendung abstrakter Normen in einem Ein-
zelfall dar, vielmehr handelt es sich bei der
Urteilsfindung und der Urteilsbegründung
um separate Vorgänge. Der Richter ist kein

„Subsumtionsautomat“, sondern berücksich-
tigt bei der Urteilsfindung Fakten, Beweise
und Argumente in einer Weise, die mit der
Urteilsbegründung letztlich nicht vollständig
kongruent sein muss. Aus dieser Differenz er-
gibt sich ein Argumentationsspielraum, der
von den Richtern, Anwälten und Juristen bei
gegensätzlichen Intentionen für die jeweils ei-
gene Zielsetzung genutzt werden kann. Dass
gegensätzliche argumentative Strategien von
den Prozessierenden respektive deren Vertre-
tern verfolgt werden, ist unmittelbar einsich-
tig. Für die richterliche Handhabung der Ge-
setze gelten gewisse Analogien, wenn etwa
die Auffassung vertreten wird, dass das Ge-
setz eine vernünftige Entscheidung nicht ver-
hindern dürfe (S. 18). Das Urteil ist Interpre-
tament, das argumentativer Begründung be-
darf und keine unreflektierte Anwendung re-
spektive Durchsetzung gesetzlicher Normen.
Juristische Argumentationen dienen mithin
zum einen dem Erkenntnisprozess, zum an-
deren der Begründung von Einzelentschei-
dungen. Beide Vorgänge sind jedoch unter-
schiedlich determiniert. So steht der ergebni-
soffenen Begründung des Gerichtes die ergeb-
nisorientierte Begründung der Parteien bezie-
hungsweise Anwälte gegenüber. Die Konsi-
lien der Anwälte dokumentieren die gegen-
über dem Gericht verfolgte Argumentationss-
trategie, während die Gerichte erst seit dem
späten 16. Jahrhundert dazu übergingen, ih-
re Urteilsbegründungen schriftlich festzuhal-
ten oder gar zu publizieren. Die Überprüfbar-
keit der Argumentation ist daher sowohl für
die Zeitgenossen als auch für den Historiker
nur in spezifischen Bereichen der juristischen
Auseinandersetzung gegeben.

Die neun Beiträge widmen sich unter-
schiedlichen Aspekten des skizzierten Pro-
blemfeldes. Albrecht Cordes (Richterliches
Selbstbewusstsein und juristische Argumen-
te, S. 1-10) und Jürgen Weitzel (Werte

1 Hier sei nur genannt: Harriet, Rudolph, Rechtskultur in
der Frühen Neuzeit. Perspektiven und Erkenntnispo-
tentiale eines modischen Begriffs, in: Historische Zeit-
schrift 278 (2004), S. 347-374.

2 Die Analogie zu: Luhmann, Niklas, Das Recht der Ge-
sellschaft, Frankfurt am Main, 4. Aufl. 2002, ist inten-
diert, doch ist dessen systemtheoretisches Konzept, das
von der Gewaltenteilung moderner Gesellschaften aus-
geht, für das Mittelalter und die Frühe Neuzeit nur
sehr eingeschränkt nutzbar.
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und Selbstwertung juristisch-forensischen Be-
gründens heute, S. 11-28) befassen sich mit
der Position des Richters innerhalb des pro-
zessrechtlichen Argumentationsrahmens und
betonen die Dichotomie zwischen Rechtsfin-
dung und Urteilsbegründung. Ulrich Falk
(Zur gemeinrechtlichen Diskussion um die
Selbstwidersprüche der Konsiliatoren, S. 29-
54) stellt die zeitgenössische Auseinanderset-
zung mit den widersprüchlichen Argumen-
tationsmustern gelehrter Autoritäten in ih-
ren Konsilien dar. Die Zweckgebundenheit
der Parteigutachten, nämlich im Sinne des
Klienten zu argumentieren, führte bezüglich
ein und desselben Sachverhaltes zu gegen-
sätzlichen Gutachten, die mitunter von ei-
nem Autor verfasst worden waren und beide
Geltung beanspruchen konnten. Dies konn-
te insofern problematisch werden, als mit der
gegensätzlichen Auslegung der Rechtsnorm
durch berufene Gelehrte die Qualität der ge-
meinrechtlichen Norm an sich in Frage ge-
stellt wurde, zumindest jedoch erheblich an
ihrer postulierten Eindeutigkeit verlor. Alain
Wijffels (Argumentationsmuster in belgisch-
niederländischen Konsiliensammlungen des
16. Jahrhundert, S. 55-73) befasst sich mit ei-
ner ähnlichen Thematik, wenn auch auf an-
derer Grundlage. Was für die gemeinrechtli-
chen Normen ein erhebliches Gefahrenpoten-
tial darstellen konnte, erwies sich in Rechts-
bereichen, die diesen Normen nicht verpflich-
tet waren – wie das Wirtschafts- und Han-
delsrecht – als außerordentlich effektiv, wenn
auch politisch brisant. Da die Prozessieren-
den relativ frei argumentieren konnten, ver-
mochten sie ihre Interessen in der Regel auf
breiter Basis zu legitimieren, allerdings wur-
de die fehlende Rückbindung an eine gemein-
rechtliche Norm häufig durch Formen poli-
tischer Legitimation ersetzt, so dass Streitig-
keiten um Handels-, Wirtschafts- und Ver-
kehrsrechte häufig handfeste politische Aus-
einandersetzungen nach sich zogen. Tho-
mas Lau (Rechtsanwalt und juristisches Ar-
gument, S. 75-96) stellt das Verhältnis von
Anwalt und Klient in den Mittelpunkt der
Betrachtung und betont die Schwierigkeiten
der Juristen, ihre Seriosität zwischen Ansprü-
chen der Klienten, Prozesstaktik, Erfolgsaus-
sichten und eigener Absicherung wahren zu
müssen. Vor allem durch gescheiterte Kla-

gen, wechselnde Prozesstaktik oder nicht ein-
gelöste Versprechungen habe sich bei juristi-
schen Laien die Auffassung etablieren kön-
nen, dass Juristen als ‚gewissenlose Christen’
und Anwälte als advocati diaboli zu betrach-
ten seien. Stefan Ehrenpreis (Religionsprozes-
se vor dem Reichshofrat 1555-1620, S. 97-125)
befasst sich mit der Frage, welche Prozesse
nach dem Augsburger Religionsfrieden, der
eigentlich das Reichskammergericht als Ge-
richtsstand vorgesehen hatte, vor dem kaiser-
lichen Reichshofrat verhandelt wurden und
mit welcher argumentativen Begründung der
Reichshofrat die Streitsachen an sich zog.
Serge Dauchy und Veronique Demars-Sion
widmen sich der parlamentarischen Ausein-
andersetzung mit den „recueils d’arrêts“ in
Flandern (S. 127-152) und erweitern das Spek-
trum juristischer Argumentation um die par-
lamentarische Auseinandersetzung. Peter Ar-
nold Heuser geht in einer detaillierten Fall-
studie der Bedeutung der Vor- und Nach-
karrieren von Reichskammergerichts-Juristen
(S. 153-218) für deren Rechtsauffassung nach
und legt dar, dass sich die weitgehend undo-
kumentierte Meinungsbildung des Kameral-
kollegiums durch die Untersuchung der über-
lieferten Rechtsauffassungen schlüssig rekon-
struieren lasse. Der Beitrag von Ignacio Czeg-
uhn (Entscheidungsfindung und Entschei-
dungsbegründung auf der iberischen Halbin-
sel und in Deutschland, S. 219-239) schließt
den Kreis der Beiträge und knüpft zugleich
an die Darlegungen von Cordes und Weit-
zel an, denn er befasst sich mit der Frage, ab
wann und in welcher Form Richter ihre Ur-
teile überhaupt schriftlich begründen muss-
ten und welche Argumente vorher dazu ge-
dient hatten, eine Begründung des Urteils zu
unterlassen. Die Kenntnis von Urteilsbegrün-
dungen konnte zwar einerseits abweichende
und widersprüchliche Urteile vermeiden hel-
fen und damit eine konstantere Rechtspre-
chung fördern, andererseits gewährte sie Ein-
blicke in den juristischen Diskurs, der die
letztlich gefundenen Urteile anfechtbar, zu-
mindest aber diskutabel erscheinen lassen
konnte.

Insgesamt bietet der Band eine hervorra-
gende Übersicht über das Problemfeld juris-
tischer Argumentation und hält zugleich da-
zu an, über Formen geisteswissenschaftlicher

© H-Net, Clio-online, and the author, all rights reserved.



A. Cordes (Hrsg.): Juristische Argumentation 2007-1-195

„Beweisführung“ nachzudenken. Schließlich
beurteilen, bewerten und interpretieren nicht
nur Juristen, sondern auch Historiker Fakten,
ordnen sie nach rationalen Kriterien spezifi-
schen Kategorien zu und kommen unter Um-
ständen doch zu gegensätzlichen Ergebnis-
sen. Möglicherweise mag dies der Tatsache
geschuldet sein, dass der Erkenntnis- und der
Darstellungsprozess zwei separate Vorgänge
sind, die, ob juristisch oder historisch, ihren
sehr eigenen Argumentationsmustern folgen.
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